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 VERFAHREN  

In seiner Sitzung vom 24. November 2003 benannte der Ausschuss für konstitutionelle Fragen 
Johannes Voggenhuber als Verfasser der Stellungnahme. 

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seiner Sitzung vom 16. März 2004. 

In dieser Sitzung nahm er die nachstehenden Vorschläge mit 10 Stimmen bei 
6 Gegenstimmen an. 

Bei der Abstimmung waren anwesend: Giorgio Napolitano, Vorsitzender; Jo Leinen, 
stellvertretender Vorsitzender; Johannes Voggenhuber, Verfasser der Stellungnahme; Georges 
Berthu, Jens-Peter Bonde, Giorgio Calò, Richard Corbett, Jean-Maurice Dehousse, Giorgos 
Dimitrakopoulos, Andrew Nicholas Duff, José María Gil-Robles Gil-Delgado, Sylvia-Yvonne 
Kaufmann, Hans-Peter Martin, Iñigo Méndez de Vigo, Ana Miranda de Lage (in Vertretung 
von Enrique Barón Crespo) und Françoise Veyrinas (in Vertretung von Teresa Almeida 
Garrett). 
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EINLEITUNG 

Seit dem Vertrag von Maastricht und mit den Verträgen von Amsterdam und Nizza ist der 
Schutz der Grundrechte ein wesentlicher Bestandteil und ein vorrangiges Ziel sowohl der 
Union als auch der Gemeinschaft. Jahrzehntelang oblag seine Auslegung als Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten dem Luxemburger Gerichtshof. Heute jedoch steht der Grundrechtsschutz 
im Mittelpunkt der Unionspolitiken, festgeschrieben durch Artikel 6 und 7 des VEU und 
ergänzt durch die Annahme der Kopenhagener Kriterien für die Beitrittsländer, die 
Verstärkung der Bestimmungen über die europäische Staatsbürgerschaft und insbesondere die 
neuen Maßnahmen zugunsten der Entwicklung der Union zu einem Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts. 

GRUNDSATZ DER DEMOKRATIE 

Der Grundsatz der Demokratie, der in Artikel 6 Absatz 1 des EU-Vertrags niedergelegt ist, 
bezieht sich auf die Verwirklichung der grundlegenden Werte von Freiheit und Gleichheit 
durch Übertragung der legislativen Gewalt auf das Volk. Besonders wichtig ist dabei der 
Schutz derjenigen Grundrechte, die der Förderung der Demokratie dienen, in erster Linie also 
des Wahlrechts und des Rechts auf freie Meinungsäußerung1. 

Die Mitgliedschaft in der Europäische Union gilt nicht länger als automatische Garantie für 
staatsinterne Demokratie. Die Europäische Union hat mittlerweile den Punkt erreicht, dass ihr 
Länder beitreten, deren Demokratie noch jung und wahrscheinlich noch anfällig ist. Doch 
auch in den derzeitigen EU-Mitgliedstaaten kann das Recht auf freie Meinungsäußerung und 
Informationsfreiheit verletzt werden2. Deshalb muss unbedingt darauf hingewiesen werden, 
dass freie und unabhängige Medien ein wichtiger Indikator für die demokratische Reife einer 
Gesellschaft sind. Das Recht auf freie Meinungsäußerung und Informationsfreiheit hängt eng 
mit dem Recht der Bürger, informiert zu werden, zusammen, das wiederum die 
Voraussetzung einer informierten Entscheidungsfindung ist. Die Möglichkeit, Ideen und 
Meinungen frei zu äußern, fördert den öffentlichen Dialog und regt so die Entwicklung 
demokratischer Prozesse in der Gesellschaft an. 

Je vollständiger und umfangreicher somit die verfügbaren Informationsquellen sind, desto 
fundierter ist die Willensäußerung des Volkes, insbesondere zum Zeitpunkt der Wahlen, seien 
es nun lokale, regionale, nationale oder, wie heute, europäische Wahlen. Damit wird der 
Schutz der Pluralität eindeutig zu einem unverzichtbaren Kriterium für die EU im Hinblick 
auf die Weiterentwicklung des Konzepts der europäischen Staatsbürgerschaft und des in 
Artikel 6 Absatz 1 des EU-Vertrags niedergelegten Grundsatzes der Demokratie. 

Nach Artikel 7 VEU kann der Rat das Vorliegen einer schwerwiegenden und anhaltenden 
Verletzung von in Artikel 6 Absatz 1 VEU niedergelegten Grundsätzen feststellen. Wie viele 
Grundsätze verletzt sein müssen, wird nicht gesagt. Sofort ausgeschlossen werden kann 
jedoch, dass alle Grundsätze verletzt sein müssen, um eine entsprechende Feststellung durch 
den Rat zu begründen. Artikel 7 des EU-Vertrags dient eindeutig dazu, eine Reihe 
unveräußerlicher Grundlagen der Union sicherzustellen. Denn eine Gefährdung der 

                                                 
1 Stefan Griller und andere (1998) "The Treaty of Amsterdam – Facts, Analysis, Prospects" 
2 Verhoeven Amaryllis (1998) 23 E.L.R., Juni 
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Demokratie wirkt sich in der Regel auch auf die Grundrechte und vor allem auf das Recht auf 
demokratische Beteiligung aus. Eine Gefährdung der Grundrechte bedeutet auch Gefahr für 
den Grundsatz der Freiheit und damit für das Recht auf freie Meinungsäußerung. Damit 
rechtfertigt schon allein die Verletzung eines der vier Grundsätze ein Vorgehen nach Artikel 7 
Absatz 1 bzw. Artikel 7 Absatz 2 des EU-Vertrags. 

Charta der Grundrechte 

Auf der Regierungskonferenz von Nizza wurde beschlossen, die Charta der Grundrechte noch 
nicht rechtsverbindlich zu machen, aber alle Mitgliedstaaten sowie das Europäische 
Parlament, der Rat und die Kommission akzeptierten das Dokument auf politischer Ebene. 
Die Charta ist damit für die Zwecke ihrer Anwendung politisch verbindlich. 

Der Konvent für die Zukunft Europas hat mit sehr großer Mehrheit beschlossen, die 
Grundrechtecharta in den Verfassungsentwurf zu integrieren. Obwohl die 
Regierungskonferenz noch keine umfassende Einigung erzielen konnte, wird diese Integration 
bislang nicht in Frage gestellt. Eine Beurteilung der etwaigen Gefahr einer schwerwiegenden 
Verletzung der in Artikel 6 Absatz 1 genannten Grundsätze muss somit auf der Grundlage der 
Grundrechtecharta erfolgen. 

Artikel II-11, Freiheit der Meinungsäußerung und Informationsfreiheit, lautet in der vom 
Konvent vorgeschlagenen Fassung folgendermaßen: 

1. Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die 
Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe 
und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben. 

2. Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität werden geachtet. 

Nach Artikel II-52 Absatz 3 des Vertragsentwurfs über eine Verfassung für Europa haben 
diese Rechte die gleiche Bedeutung und Tragweite, die ihnen auch in der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten verliehen wird.  

Aus all dem ließe sich schlussfolgern, dass das Recht auf freie Meinungsäußerung und 
Informationsfreiheit ein Erfordernis der Demokratie und durch Artikel 6 Absatz 1 des EU-
Vertrags geschützt ist. Rechtshandlungen bzw. deren Unterlassung durch die Mitgliedstaaten, 
die die Pluralität der Medien und das Recht auf freie Meinungsäußerung und 
Informationsfreiheit aufheben oder einschränken, könnten damit die Anwendung von Artikel 
7 Absatz 1 bzw. Artikel 7 Absatz 2 begründen, um festzustellen, dass „eine schwerwiegende 
und anhaltende Verletzung“ von in Artikel 6 Absatz 1 des EU-Vertrags genannten 
Grundsätzen durch einen Mitgliedstaat vorliegt. 
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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen ersucht den federführenden Ausschuss für die 
Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz und innere Angelegenheiten, folgende Vorschläge in 
seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. Rechts- oder Verwaltungshandlungen eines Mitgliedstaats, die die Pluralität der Medien 
oder das Recht auf freie Meinungsäußerung und Informationsfreiheit beeinträchtigen, 
sowie das Unterlassen der entsprechenden Handlungen zum Schutz dieser Grundrechte 
könnten die Anwendung von Artikel 7 Absatz 1 bzw. Artikel 7 Absatz 2 des EU-Vertrags 
begründen. 

2. Wenn das Europäische Parlament politische Bedenken im Hinblick auf die Medienvielfalt 
bzw. Pluralität in einem Mitgliedstaat hat, sollte es eigenständig ermitteln können, bevor 
es schlussendlich nach Artikel 7 Absatz 1 von seinem Initiativrecht Gebrauch macht. 

3. Der Schutz der Medienvielfalt sollte zu einer vorrangigen Regel des europäischen 
Wettbewerbsrechts werden. Die marktbeherrschende Stellung eines Medienbetriebs in 
einem Mitgliedstaat sollte als Beeinträchtigung der Medienvielfalt in der Union gelten. 
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